
der Arbeitsstelle des Beschuldigten mit. Davon erhielt der 
Beschuldigte Kenntnis, als er die Arbeit wieder aufnahm.

Am 9. März 1957 kam der Privatkläger am Grundstück 
des Beschuldigten vorbei. Der Beschuldigte, der dort 
Kunstdünger streute, bemerkte den Privatkläger und 
glaubte, dieser „spioniere“ ihm wieder nach. Er ging auf 
den Privatkläger zu und nannte ihn „Lump“. Außerdem 
spuckten sie gegenseitig voreinander aus. Schließlich schlug 
der Beschuldigte den Privatkläger mit einem Stock auf 
den Oberarm.

Das Kreisgericht hat die Einstellung des Verfahrens 
gern. § 153 StPO (alt) für gerechtfertigt gehalten, weil dem 
Beschuldigten zugute gehalten werden müsse, daß er als 
ein rauher, ungehobelter Mensch einen etwas starken Aus­
druck gebraucht habe, als er sein Mißfallen über die Hand­
lungsweise des Privatklägers ausdrücken wollte. Da auf 
dieses Schimpfwort auch noch eine wechselseitige Beleidi­
gung folgte, verliere der vom Beschuldigten gebrauchte 
Ausdruck soviel an Schärfe, daß das Verfahren eingestellt 
werden könne.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des die Einstellung des Verfahrens aussprechenden Be­
schlusses vom 6. Juni 1957 beantragt. Der Antrag hatte 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Beschuldigte hat in der Hauptverhandlung zuge­

geben, den Privatkläger nicht nur „Lump“, sondern 
auch „Lügner“ genannt zu haben. Außerdem hat er 
gesagt, daß er ihm „eins mit dem Knüppel verwinken“ 
würde.

Demgegenüber ist das Kreisgericht davon ausgegan­
gen, daß der Beschuldigte lediglich den Ausdruck 
„Lump“ gebraucht habe. Die Bezeichnung „Lügner“ 
hat das Kreisgericht ebensowenig zur Bewertung der 
Tat des Beschuldigten herangezogen wie die Tatsache, 
daß der Beschuldigte auch noch mit einem Knüppel 
auf den Privatkläger eingeschlagen hat. Der Schlag mit 
dem Knüppel, der laut ärztlichem Attest, das auch dem 
Kreisgericht vorgelegen_hat, eine Prellung des linken 
Oberarmes und der Thoraxseite des Privatklägers ver­
ursachte, war ausdrücklich Gegenstand der Privat­
klageschrift und der Hauptverhandlung. Das Kreisge­
richt hat jedoch diese Handlung bei seiner Entschei­
dung unberücksichtigt gelassen.

Der Privatkläger hat unwiderlegt vorgetragen, daß 
er den Beschuldigten, obwohl dieser vom Arzt zeit­
weilig arbeitsunfähig erklärt worden war und deshalb 
Krankengeld bezog, bei der Verrichtung schwerer 
Arbeit angetroffen habe. Er habe es deshalb für seine 
Pflicht gehalten, der Arbeitsstelle des Beschuldigten 
eine entsprechende Mitteilung zu machen.

Es ist bekannt, daß das Bemühen der großen Mehr­
zahl der Arbeiter um hervorragende Produktionser­
folge beim Aufbau des Sozialismus in unserem Staat 
durch die schlechte Arbeitsdisziplin ideologisch rück­
ständiger Bürger beeinträchtigt wird. Dazu wird meist 
noch versucht, die Arbeitsbummelei durch Vortäuschung 
von Krankheit zu verdecken, wodurch auch noch die 
Sozialversicherung durch die ungerechtfertigte Zahlung 
von Krankengeldern geschädigt wird. Ein schneller 
sozialer Fortschritt kann aber nur erreicht werden, 
wenn alle Bürger ehrlich ihren Verpflichtungen gegen­
über der Gesellschaft nachkommen. Werden in Einzel­
fällen diese Pflichten verletzt, muß die Überzeugung 
und Erziehung durch die Gesellschaft einsetzen. Dies 
kann aber wiederum nur erreicht werden, wenn jeder 
Bürger, dem -derartige Machenschaften bekannt wer­
den, die Initiative zu ihrer Beseitigung ergreift.

Im vorliegenden Fall hat deshalb der Privatkläger 
eine staatsbürgerliche Verpflichtung erfüllt, wenn er 
die Arbeitsstelle des Beschuldigten über seine Wahr­
nehmung unterrichtete. Das erkennt zwar auch das 
Kreisgericht an, erhebt aber gleichzeitig doch gegen 
den Privatkläger einen Vorwurf, indem es ausführt, 
der Berechtigung seines Verhaltens stehe entgegen, 
daß der Betrieb des Beschuldigten keine Veranlassung 
gesehen habe, eine Kürzung des Krankengeldes vor­
zunehmen. Warum der Betrieb eine solche Maßnahme 
nicht ergriffen hat, ist unbekannt. Dem Privatkläger 
kann daraus jedenfalls kein Vorwurf für sein Ver­
halten gemacht werden, und der Beschuldigte hatte 
keinen Grund, den Privatkläger zu schlagen oder zu 
beleidigen, selbst wenn der Mitteilung des Privatklägers

eine irrige Annahme zugrunde gelegen haben sollte. 
Wenn er trotzdem nicht zu dieser Einsicht gekommen 
ist und sich zu groben Beleidigungen und Tätlichkeiten 
gegenüber dem Privatkläger hinreißen ließ, so kann 
die bei ihm vorhandene Verärgerung aber keinesfalls 
zur Rechtfertigung seiner Handlungsweise dienen.

Ebensowenig ist das gegenseitige Aussprucken im 
Verlauf der vom Beschuldigten hervorgerufenen Aus­
einandersetzung geeignet, seine Handlungsweise zu 
mildern. Von welcher Seite dieser Vorfall eingeleitet 
•wurde, ist nicht erwiesen. Da jedoch in gleicher Weise 
darauf erwidert wurde, heben sich diese Handlungen 
gegeneinander auf, und sie haben für die Beurteilung 
des sonstigen Verhaltens des Beschuldigten außer Be­
tracht zu bleiben.

Ferner kann den Beschuldigten nicht entlasten, daß 
er, wie das Kreisgericht ausführt, ein „rauher, unge­
hobelter“ Mensch ist. Hierbei handelt es sich um 
Charaktereigenschaften, für die jeder zurechnungs­
fähige Mensch selbst verantwortlich ist. Dafür Zuge­
ständnisse auf Kosten der Ehre und Gesundheit ande­
rer Bürger zu machen, ist verfehlt.

Aus den vorstehenden Gründen kann nicht davon 
gesprochen werden, daß die Schuld des Beschuldigten 
gering war und die Folgen seiner Tat unbedeutend 
sind.

§§ 185, 193 StGB.
Wer in Ausübung einer gesellschaftlichen Funktion 

(hier Straßenvertrauensmann) die Angelegenheit eines 
Ratsuchenden erledigt, handelt in Wahrnehmung be­
rechtigter Interessen, wenn er, um eine gerechte Lösung 
eines Streitfalles zu erreichen, objektiv ehrverletzende 
Tatsachen vorträgt, über die er glaubhaft informiert 
worden ist.

OG, Urt. vom 28. März 1958 - 3 Zst III 19/58.
Das Kreisgericht hat den Beschuldigten am 23. Oktober 

1957 wegen Beleidigung (§ 185 StGB) zu 25 DM Geldstrafe 
verurteilt. t

Dem Urteil liegen folgende Feststellungen zugrunde:
Der 59jährige Beschuldigte ist als Straßenvertrauensmann 

tätig. Eine in seiner Straße wohnende, fast 80jährige Rent­
nerin, Frau S. nahm seine Hilfe in einer Wohnungs­
angelegenheit in Anspruch. Im Zusammenhang damit kam 
es am 28. August 1957 auf dem VP-Revier in B. zu einer 
Aussprache zwischen dem Beschuldigten und dem Zeugen 
G., dem Gegner der Rentnerin in der Wohnraumfrage. Die 
Volkspolizei verwies den Beschuldigten im Ergebnis der 
Unterredung an den Rat der Stadt, weil sie für diese Ange­
legenheit nicht zuständig sei. Daraufhin entstand zwisthen 
dem Beschuldigten und dem Zeugen ein Streit, in dessen 
Verlauf der Beschuldigte dem Zeugen vorhielt, seine 
Schwiegermutter, die Privatklägerin, hätte die alte Frau S. 
vor die Brust gestoßen. Das habe Frau S. ihm. gesagt.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
des Urteils beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst war zu untersuchen, ob die Handlung des 

Beschuldigten nur scheinbar tatbestandsmäßig i. S. der 
§§ 185, 186 StGB war und als gesellschaftsnützliche 
Kritik anzusehen ist. Im Urteil des Obersten Gerichts 
vom 2. März 1956 (NJ 1956 S. 217 ff.) ist darauf hinge­
wiesen, daß Kritik dann vorliegt, wenn mit einer das 
Verhalten eines anderen einschätzenden Äußerung er­
zieherisch auf ihn eingewirkt und er zu einer Änderung 
seines Verhaltens durch Überzeugung bewegt, ihm also 
durch die Kritik eine bessere Einsicht vermittelt werden 
soll. Das kann sowohl durch persönliche Vorstellungen 
wie durch die Aufforderung anderer Bürger, die Ein­
fluß auf den Kritisierten haben können, auf diesen ein­
zuwirken, geschehen, schließlich auch durch die Anru­
fung der erzieherischen Kraft eines Kollektivs im Sinne 
der gesellschaftlichen Erziehung.

Ein solches Bemühen des Beschuldigten stand im vor­
liegenden Fall nicht im Vordergrund. Ihm kam es im 
wesentlichen darauf an, entsprechend seiner Pflicht und 
Funktion, ein staatliches Organ, nämlich die Volks­
polizeibehörde, zu. orientieren und damit eine admini­
strative Bereinigung der Angelegenheit zu erreichen. Es 
muß geprüft werden, ob und gegebenenfalls inwieweit 
er dabei die zulässigen Grenzen überschritten hat.
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